
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 
(Aufhebung einer bestehenden und Erteilung einer neuen Ermächtigung 

zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 
Aufhebung des Bedingten Kapitals 2010/11 und Schaffung eines neuen Beding­

ten Kapitals 2014 sowie Neufassung des § 4 Abs. 11 der Satzung) 
der ordentlichen Hauptversammlung der Infineon Technologies AG 

am 13. Februar 2014 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Erneuerung einer 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
nebst dem dazugehörigen bedingten Kapital vor. Der Vorstand erstattet der Haupt­
versammlung hierzu gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG folgenden 
schriftlichen Bericht: 

Options- und Wandelschuldverschreibungen („Schuldverschreibungen") sind ein für 
die Gesellschaft wichtiges Finanzierungsinstrument, das zusätzlich zu den klassi­
schen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme zur Verfügung steht, 
Durch sie fließt dem Unternehmen zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zu, das ihm 
später in Form von Eigenkapital unter Umständen erhalten bleibt. Darüber hinaus 
kommen dem Unternehmen die erzielten Wandlungs- und Optionsprämien zugute. 
Vor diesem Hintergrund hat die Gesellschaft bereits mehrfach erfolgreich Wandel­
schuldverschreibungen begeben. 

Die Hauptversammlung vom 11. Februar 2010 hat den Vorstand ermächtigt, Schuld­
verschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 zu bege­
ben und den Inhabern Options- oder Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 
130.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem antei­
ligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 260.000,000,00 zu gewähren; zur Be­
dienung der Options- und/oder Wandlungsrechte und zur Erfüllung von Wandlungs­
pflichten aus diesen Schuldverschreibungen hat die Hauptversammlung zugleich das 
Bedingte Kapital 2010/11 beschlossen. Die dem Vorstand am 11. Februar 2010 erteil­
te, bislang nicht ausgenutzte Ermächtigung läuft am 10. Februar 2015 aus. Da die 
ordentliche Hauptversammlung 2015 voraussichtlich erst nach diesem Tag - und die 
anschließend erforderliche Eintragung eines neuen bedingten Kapitals in das Han­
delsregister noch später - stattfinden wird, sollen die Ermächtigung und das Beding­
te Kapital 2010/11 bereits jetzt aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung und 
ein neues Bedingtes Kapital 2014 ersetzt werden. So ist sichergestellt, dass die Ge­
sellschaft auch in den kommenden Jahren jederzeit auf die für sie wichtigen Finan­
zierungsinstrumente Options- und Wandelschuldverschreibung zurückgreifen kann. 

Unter der neuen Ermächtigung sollen wie bisher Schuldverschreibungen über insge­
samt bis zu EUR 2.000.000.000,00 begeben werden können, zu deren Bedienung 
mit dem Bedingten Kapital 2014 bis zu 130.000.000 Aktien mit einem anteiligen Be­
trag am Grundkapital von bis zu EUR 260.000.000,00 zur Verfügung stehen. 

Die Aktionäre der Gesellschaft haben auf die Schuldverschreibungen grundsätzlich 
ein Bezugsrecht. Damit erhalten sie die Möglichkeit, ihr Kapital bei der Gesellschaft 
anzulegen und gleichzeitig ihre Beteiligungsquote zu erhalten. Im Einklang mit den 
gesetzlichen Bestimmungen und inhaltsgleich zu der bisherigen Ermächtigung soll 
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der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats jedoch in bestimmten, klar definier­
ten Fällen ermächtigt sein, das Bezugsrecht auszuschließen: 

Zunächst soll der Vorstand in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ermächtigt sein, das Bezugsrecht auszuschließen, wenn der Aus­
gabepreis der Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten finanzmathe­
matischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich un­
terschreitet (§ 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Dieser Be-
zugsrechtsausschluss ist notwendig, wenn eine Schuldverschreibung schnell 
platziert werden soll, um ein günstiges Marktumfeld zu nutzen. Die Interessen 
der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen in 
keinem Fall wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden, wodurch 
der Wert des Bezugsrechts praktisch gegen Null geht. Diese Möglichkeit ist 
auf Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien mit einem Anteil von 
höchstens 10% des Grundkapitals beschränkt. Auf diesen Betrag ist der antei­
lige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die ab dem 
13. Februar 2014 bis zum Ende der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus­
schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verwendet werden. Ferner 
sind auf diese Zahl die Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wand­
lungs- oder Optionsrechten ausgegeben wurden oder noch ausgegeben wer­
den können, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Diese Anrechnungen erfolgen im Interesse 
der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. 

Außerdem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, um bei 
Emissionen mit grundsätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre Spitzenbeträge zu 
verwerten. Ein solcher Bezugsrechtsausschluss ist allgemein üblich. Er ist 
auch sachlich gerechtfertigt, weil die Kosten eines ansonsten erforderlichen 
Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen in keinem vernünftigen Verhältnis 
zum Vorteil für die Aktionäre stehen und der mögliche Verwässerungseffekt 
wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge ohnehin gering ist. 

Weiter kann der Vorstand das Bezugsrecht ausschließen, soweit es erforder­
lich ist, um Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten aus Schuldver­
schreibungen, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Konzern­
unternehmen ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus­
übung der Rechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustände. Da­
mit soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet werden, den Inhabern solcher 
Schuldverschreibungen, die üblicherweise über einen Verwässerungsschutz-
Mechanismus z.B. bei Kapitalmaßnahmen verfügen, einen Ausgleich anzubie­
ten, ohne den Options- bzw. Wandlungspreis anpassen zu müssen. Dieser 
Bezugsrechtsausschluss dient damit letztlich der vereinfachten Begebung und 
Vermarktung der Schuldverschreibungen und liegt mithin im Interesse der Ge­
sellschaft und ihrer Aktionäre. 



Der Vorstand der Infineon Technologies AG: 


